
GmbH-Gesellschaftsvertrag (Beispiel)

Der Abschluss des GmbH-Gesellschaftsvertrages, der notarieller Form bedarf, ist lediglich ein notwendiger Akt zur Errichtung einer GmbH.

Neben dem Abschluss eines Gesellschaftsvertrages sind die Bestellung von Geschäftsführern, die erforderlichen Leistungen auf die Stammeinlage, eine Anmeldung zum Handelsregister sowie eine registergerichtliche Prüfung, Eintragung und Bekanntmachung notwendig. Eine GmbH entsteht erst mit ihrer Eintragung.

Aufgrund der Vielfalt der Erscheinungsformen der GmbH im Wirtschaftsleben kann es einen gebrauchsfertigen GmbH-Gesellschaftsvertrag nicht geben. Stets muss der Gesellschaftsvertrag auf den individuellen Einzelfall angepasst werden, denn z. B. eine in Familienbesitz befindliche GmbH bedarf anderer Regelungen als eine in einen großen Konzern eingebettete GmbH. Die Gründung einer GmbH sollte aufgrund der Vielzahl zu beachtender Regelungen von Beginn an rechtlich umfassend begleitet werden. Das nachfolgende GmbH-Gesellschaftsvertragsbeispiel kann und soll daher lediglich erste Anregungen vermitteln.

Folgender Fall liegt dem Beispiel zugrunde: Gegenstand des Unternehmens ist eine GmbH mit drei kapitalmäßig gleichbeteiligten Gesellschaftern. Der Betrieb wird nur mit in der GmbH selbst tätigen Gesellschaftern geführt. Zwei der Gesellschafter haben bereits eine Gesellschaft in Form einer GbR gegründet. Diese soll wegen gestiegener Risiken als GmbH weitergeführt werden.

Formulierungsbeispiel:

§ 1 Firma, Sitz

(1) Die Gesellschaft führt die Firma ___________________.

(2) Sitz der Gesellschaft ist ___________________.

§ 2 Gegenstand des Unternehmens

(1) Gegenstand des Unternehmens ist ___________________.

(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, Zweigniederlassungen zu errichten, sich an anderen Unternehmen zu beteiligen und/oder diese zu erwerben sowie andere Unternehmen zu gründen.

(3) Die Gesellschaft darf alle Maßnahmen treffen, die geeignet sind, den Gesellschaftszweck zu fördern.

§ 3 Dauer der Gesellschaft

Die Gesellschaft entsteht mit ihrer Eintragung in das Handelsregister. Sie wird auf unbestimmte Dauer errichtet.

§ 4 Stammkapital, Stammeinlagen

(1) Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt ____________________ €.

(2) An dem Stammkapital sind beteiligt:

(a) Frau ____________________ mit ____________________ Geschäftsanteilen im Nennwert von jeweils 1,00 € (Geschäftsanteile Nr. __________ bis __________)

(b) Herr ____________________ mit ____________________ Geschäftsanteilen im Nennwert von jeweils 1,00 € (Geschäftsanteile Nr. __________ bis __________)

(c) Herr ____________________ mit ____________________ Geschäftsanteilen im Nennwert von jeweils 1,00 € (Geschäftsanteile Nr. __________ bis __________)

(3) Frau _________ und Herr __________ sind die alleinigen Gesellschafter der Gesellschaft bürgerlichen Rechtes unter der Bezeichnung ___________ mit dem Sitz in __________, an der beide zu gleichen Teilen beteiligt sind. Frau __________ und Herr __________ leisten ihre Geschäftsanteile durch Einbringung ihrer jeweiligen Gesellschaftsbeteiligung an der vorbezeichneten Gesellschaft bürgerlichen Rechts als Einlage. Der Wert jeder Einlage wird gemäß der zur Anlage genommenen Steuerbilanz mit dem Buchwert von je _________ € angenommen. Hiervon wird ein Betrag von __________ € auf jede Einlage angerechnet. Der darüber hinausgehende Betrag von _________ € ist als Darlehen des einbringenden Gesellschafters gegen die Gesellschaft zu buchen. Die Einbringung des Gesamtbetriebes erfolgt mit allen Aktiva und Passiva nach Maßgabe der als Anlage zu dieser Niederschrift genommenen beigefügten Steuerbilanz zum 31.12.____, 24:00 Uhr, und dem zur Anlage genommenen Einbringungsvertrag. Die Einbringung erfolgt mit wirtschaftlicher Wirkung vom 01.01._____, 0:00 Uhr, an unter Berücksichtigung der Zu- und Abgänge, die sich seit diesem Zeitpunkt bei ordnungsgemäßer Geschäftsführung ergeben. Vom 01.01.____, 0:00 Uhr, an gilt das Unternehmen als für Rechnung der Gesellschaft geführt.

(4) Die Geschäftsanteile des Herrn  __________ sind sofort in Höhe von 100 % einzuzahlen.

§ 5 Tätigkeitsverpflichtung

Jeder Gesellschafter ist verpflichtet, aufgrund eines Anstellungsvertrages für die Gesellschaft tätig zu sein, soweit er nicht durch Gesellschafterbeschluss von der Tätigkeitsverpflichtung freigestellt ist. Endet die Tätigkeit eines Gesellschafters für die Gesellschaft, hat er mit Beendigung seiner Tätigkeit aus der Gesellschaft auszuscheiden.

§ 6 Geschäftsführung, Vertretung

(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer, die von der Gesellschafterversammlung berufen und abberufen werden.

(2) Ist nur ein Geschäftsführer vorhanden, vertritt die Gesellschaft allein. Sind mehrere Geschäftsführer vorhanden, so wird die Gesellschaft jeweils von zwei Geschäftsführern gemeinsam oder von einem Geschäftsführer und einem Prokuristen vertreten. Durch Gesellschafterbeschluss kann die Vertretungsbefugnis abweichend geregelt werden.

(3) Die Gesellschafterversammlung kann Geschäftsführer von den Beschränkungen des
§ 181 BGB befreien.

§ 7 Geschäftsführung
(1) Die Führung der Geschäfte der Gesellschaft steht im Falle mehrerer Geschäftsführer diesen gemeinschaftlich zu, sofern nicht durch Gesellschafterbeschluss etwas anderes bestimmt wird.

(2) Im Verhältnis zur Gesellschaft ist jeder Geschäftsführer verpflichtet, die Geschäftsführungsbeschränkungen einzuhalten, welche sich aus Gesetz, Gesellschaftsvertrag, Geschäftsführeranstellungsverträgen und Gesellschafterbeschlüssen ergeben.

(3) Die Geschäftsführer bedürfen der vorherigen Zustimmung durch Gesellschafterbeschluss für alle Geschäfte, die über den gewöhnlichen Betrieb der Gesellschaft hinausgehen.

§ 8 Gesellschafterbeschlüsse

(1) Gesellschafterbeschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der in der Gesellschafterversammlung abgegebenen Stimmen gefasst, sofern nicht das Gesetz oder dieser Vertrag ausdrücklich etwas anderes bestimmen.

(2) Nur mit 75 % der Stimmen aller Gesellschafter können beschlossen werden:

(a) Änderungen des Gesellschaftsvertrages,

(b) Auflösung der Gesellschaft,

(c) Beschlüsse gemäß §§ 6 und 7 dieses Vertrages.

(3) Jeder 1,00 € eines Geschäftsanteils gewährt eine Stimme.

(4) Sämtliche Gesellschafterbeschlüsse sind zu protokollieren. Das Protokoll ist von einem alleinvertretungsberechtigten Geschäftsführer oder mindestens zwei Geschäftsführern zu unterzeichnen. Jeder Gesellschafter erhält das Protokoll in Ablichtung.

(5) Die Unwirksamkeit oder Anfechtbarkeit von Gesellschafterbeschlüssen kann, sofern nicht gegen zwingende gesetzliche Vorschriften verstoßen wird, nur innerhalb eines Monats nach Zugang des Protokolls geltend gemacht werden. Die Frist endet spätestens sechs Monate nach Beschlussfassung. Für die Fristwahrung ist die Klageerhebung notwendig.

§ 9 Gesellschafterversammlung

(1) Beschlüsse der Gesellschafter werden in Gesellschafterversammlungen gefasst.

(2) Soweit das Gesetz nicht zwingend eine Gesellschafterversammlung vorsieht, bedarf es der Abhaltung einer Gesellschafterversammlung nicht, wenn sich sämtliche Gesellschafter schriftlich mit dem zu treffenden Beschluss und mit der schriftlichen Form der Stimmabgabe einverstanden erklärt haben.

(3) Die Gesellschafterversammlung wird durch den oder die Geschäftsführer einberufen. Sie findet am Sitz der Gesellschaft statt, sofern nicht durch schriftlichen Gesellschafterbeschluss ein anderer Ort bestimmt wird. Die Einberufung erfolgt durch Einladung der Gesellschafter mittels eingeschriebener Briefe gegen Rückschein an die letzte von dem Gesellschafter der Gesellschaft mitgeteilte Adresse oder durch Übergabe gegen Empfangsbestätigung. Die Ladungsfrist beträgt mindestens zwei Wochen, wobei der Tag der Absendung und der Tag der Gesellschafterversammlung nicht mitgerechnet werden. In der Einladung sind die Beschlussgegenstände anzugeben.

(4) Ist die Gesellschafterversammlung nicht ordnungsmäßig berufen worden, können Beschlüsse nur mit Zustimmung aller Gesellschafter gefasst werden.

(5) Die ordentliche Gesellschafterversammlung findet in den ersten acht Monaten eines jeden Geschäftsjahres statt. Sie beschließt über die Feststellung des Jahresabschlusses, die Ergebnisverwendung und die Entlastung des oder der Geschäftsführer. Außerordentliche Gesellschafterversammlungen finden statt, wenn es einem Geschäftsführer im Interesse der Gesellschaft erforderlich scheint oder wenn es gesetzlich vorgesehen ist.

§ 10 Geschäftsjahr und Jahresabschluss

(1) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr ist ein Rumpfgeschäftsjahr, das mit der Eintragung der Gesellschaft in das Handelsregister beginnt und an dem hierauf folgenden 31.12. endet.

(2) Der Jahresabschluss nebst Anhang ist von dem oder den Geschäftsführern innerhalb der gesetzlichen Fristen aufzustellen. Er ist, soweit gesetzlich oder durch Beschluss der Gesellschafter vorgesehen, um einen Lagebericht zu ergänzen und einem Abschlussprüfer zur Prüfung vorzulegen.

§ 11 Gewinnverteilung

(1) Die Gesellschafter haben Anspruch auf den Jahresüberschuss zuzüglich eines Gewinnvortrages, abzüglich eines Verlustvortrages, soweit der sich ergebende Betrag nicht durch Gesellschafterbeschluss von der Verteilung ausgeschlossen wurde.

(2) Im Gesellschafterbeschluss über die Verwendung des Ergebnisses können die Gesellschafter Beträge in eine Gewinnrücklage einstellen, als Gewinn vortragen oder bestimmen, dass sie der Gesellschaft als Darlehen zu dem gemäß Gesellschafterbeschluss festgesetzten Bedingungen verbleiben.

(3) Die Verteilung erfolgt nach Verhältnis der Geschäftsanteile.

§ 12 Gesellschafterveränderungen
(1) Verfügungen über Geschäftsanteile bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung der Gesellschafterversammlung. Der entsprechende Gesellschafterbeschluss bedarf einer Mehrheit von 75 % der Stimmen aller Gesellschafter.

(2) Jeder Gesellschafter kann sechs Monate vor dem Ende eines Geschäftsjahres schriftlich den Austritt aus der Gesellschaft durch eingeschriebenen Brief erklären.

(3) Ein Gesellschafter hat auch ohne seine Zustimmung aus der Gesellschaft auszuscheiden,

(a) mit sofortiger Wirkung, wenn und sobald über sein Vermögen ein Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröffnung eines Insolvenzverfahren mangels Masse abgelehnt wurde,

(b) nach Bekanntgabe eines entsprechenden Gesellschafterbeschlusses, bei dem der betroffene Gesellschafter nicht stimmberechtigt ist, durch eingeschriebenen Brief, wenn in seinen Geschäftsanteil die Zwangsvollstreckung betrieben und nicht innerhalb von zwei Monaten wieder aufgehoben wird oder wenn in seiner Person ein wichtiger Grund eingetreten ist, der für die Übrigen Gesellschafter die Fortsetzung der Gesellschaft mit ihm unzumutbar macht.

(4) Erben oder Vermächtnisnehmer eines Gesellschafters sind verpflichtet, aus der Gesellschaft auszuscheiden.

(5) Ein ausscheidender Gesellschafter wie auch seine Erben oder Vermächtnisnehmer sind verpflichtet, den betroffenen Geschäftsanteil nach Maßgabe eines Gesellschafterbeschlusses mit der Mehrheit der Stimmen aller übrigen Gesellschafter ganz oder geteilt an die Gesellschaft selbst, an einen oder mehrere Gesellschafter oder an von der Gesellschaft zu benennende Dritte zu Übertragen.

(6) Ein ausscheidender Gesellschafter wie auch sein Erbe oder Vermächtnisnehmer erhält eine Abfindung nach Maßgabe dieses Vertrages von dem seinen Geschäftsanteil erwerbenden Gesellschafter (bei mehreren Erwerbern als Teilschuldner) und im Falle der Übertragung auf die Gesellschaft von dieser.

§ 13 Abfindung
Wenn über die Höhe der Abfindung keine Einigung zwischen den Gesellschaftern hergestellt werden kann, bemisst sich diese nach dem Unternehmenswert. Dieser ist von einem Wirtschaftsprüfer oder einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft für alle Beteiligten verbindlich zu entscheiden. Der Wirtschaftsprüfer oder die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft kann einvernehmlich benannt werden. Hierfür ist die Zustimmung aller Gesellschafter erforderlich. Kommt kein Einvernehmen zustande, ist der Wirtschaftsprüfer oder die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft vom Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. zu benennen. Die Kosten der Inanspruchnahme des Wirtschaftsprüfers oder der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft werden anteilig nach den Geschäftsanteilen von den Gesellschaftern getragen.

§ 14 Wettbewerbsverbot
Jedem Gesellschafter kann durch Beschluss der Gesellschafterversammlung Befreiung von einem kraft Gesetzes bestehenden Wettbewerbsverbot erteilt werden. In dem Beschluss sind die näheren Einzelheiten (z. B. Aufgabenabgrenzung, etwaige Entgeltregelung) festzulegen. Der Beschluss bedarf der einfachen Stimmenmehrheit. Der betroffene Gesellschafter ist vom Stimmrecht ausgeschlossen.
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